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Grundstückes in Eigentum des Volkes untergegangen 
sind, tritt an die Stelle des erloschenen Hechts ein Er­
satzanspruch.

(2) Als Stichtag für die Errechnung des Ersatz­
anspruches des erloschenen Rechts gilt der Tag des 
Übergangs des Vermögens in Eigentum des Volkes, mit 
dem das erloschene Recht im Zusammenhang stand.

(3) Eine rechtsgeschäftliche Übertragung oder die 
Vererbung des Ersatzanspruches ist ausgeschlossen.

(4) Der Ersatzanspruch ist der vervielfältigte Jahres­
wert des untergegangenen Rechts. Bei Nutzungen oder 
Leistungen, bei denen der Jahreswert ungewiß ist, 
wird der voraussichtliche Jahresertrag zugrunde gelegt. 
Der Jahres wert von Nieß brau clirech ten bestimmt sich 
nach § 7 Abs. 2 der Ersten Durchführungsbestimmung 
vom 17. November 1956.

' (5) Leitet sich der Ersatzanspruch gemäß Abs. 1 
aus einem untergegangenen Wohnrecht her, so kann 
Befriedigung in der Weise erfolgen, daß dem Berechtig­
ten weiterhin ein mietfreies Wohnen gestattet wird. 
War das Wohnrecht noch mit Nebenleistungen des 
Schuldners verbunden, so tritt an deren Stelle der Er­
satzanspruch gemäß Abs. 1. Das gilt auch für unter­
gegangene Wegerechte.

§ 11 .

(1) Der Ersatzanspruch für immerwährende Nutzun­
gen oder Leistungen beträgt den 25fachen Jahres wert 
des untergegangenen Rechts.

(2) Der Ersatzanspruch von Nutzungen oder Leistun­
gen, die auf bestimmte Zeit beschränkt sind, ist die 
Summe der einzelnen Jahres werte.

(3) Der Ersatzanspruch von Nutzungen oder Leistun­
gen, die von unbestimmter Dauer sind, beträgt den 
12,5fachen Jahres wert des untergegangenen Rechts.

§ 12

(1) Der Ersatzanspruch für auf Lebenszeit gewährte 
wiederkehrende Nutzungen oder Leistungen (Renten­
rechte, Wohnrechte, Altenteilsrechte, Nießbrauchrechte) 
bestimmt sich nach dem Lebensalter der Personen, für 
die diese Rechte gewährt sind.

(2) Als Wert, des Ersatzanspruches wird angenommen 
bei einem Alter

1. bis : zu 15 Jahren das 22fache,
2. von mehr als 15 bis zu 25 Jahren das 21fache,

3. von mehr als 25 bis zu 35 Jahren das 20fache,

4. von mehr als 35 bis zu 45 Jahren das lBfache,

5. von mehr als 45 bis zu 55 Jahren das 15fache,

6. von mehr als 55 bis zu 65 Jahren das llfache,

7. von mehr als 65 bis zu 75 Jahren das 7,5fache,

8. von mehr als 75 bis zu 80 Jahren das 5fache,
9. von mehr als 80 Jahren das 3fache

des Wertes der einjährigen Nutzung.

(3) Der sich aus Abs. 2 ergebende Betrag ist die 
Schuldsumme, von welcher bei der Feststellung der 
Verbindlichkeiten, die gegenüber dem in Eigentum des

Volkes übergegangenen Schuldnervermögen bestehen 
(§ 5 des Gesetzes, § 8 der Ersten Durchführungsbestim­
mung), auszugehen ist.

(4) Beim vorzeitigen Ableben kommen die auf den 
Ersatzanspruch anerkannten Jahreszahlungen in Fort­
fall. War das in Eigentum des Volkes übergegangene 
Vermögen des Schuldners überschuldet, so wird eine 
Neuverteilung des vom Berechtigten nicht verbrauchten 
Teils des Ersatzanspruches vorgenommen. Die Bestim­
mung, zu wessen Befriedigung dieser Betrag verwendet 
werden soll, ist gleichzeitig bei der Ermittlung des Ge­
samtumfanges der Verbindlichkeiten und der Reihen­
folge der Befriedigung gemäß § 5 des Gesetzes in Ver­
bindung mit § 8 der Ersten Durchführungsbestimmung 
vorzunehmen.

§ 13
Der sich bei der Berechnung gemäß §§11 und 12 er­

gebende Betrag ist die Höchstsumme, bis zu der Zah­
lungen an den Berechtigten geleistet werden.

* § 14
(1) In den Fällen, in denen Feststellungsbescheide des 

Rates des Kreises bestehen, auf Grund deren bereits 
Zahlungen geleistet worden sind, können nachträglich 
eingegangene Anträge auf Befriedigung nur noch in 
Höhe des noch verbliebenen Restvermögens anerkannt 
werden.

(2) Soweit eine Überschuldung vorliegt und die ge­
mäß § 8 der Ersten Durchführungsbestimmung vom
17. November 1956 aufgestellte Gläubigertabelle abge­
schlossen ist, sind nachträglich eingegangene Anträge 
nicht mehr zu berücksichtigen.

§ 15
Vom Rat des Kreises anerkannte Ansprüche er­

löschen, wenn der Gläubiger ohne erforderliche Ge­
nehmigung das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik oder des demokratischen Sektors von Groß- 
Berlin verläßt.

§ 16
(1) Gibt der Gläubiger seinen Wohnsitz im Gebiet der 

Deutschen Demokratischen Republik oder des demo­
kratischen Sektors von Groß-Berlin mit erforderlicher 
Genehmigung auf, so werden auf den anerkannten An­
spruch keine Zahlungen mehr geleistet.

(2) Kehrt der Gläubiger in das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik oder des demokratischen Sek­
tors von Groß-Berlin zurück, wird der restliche An­
spruch in jährlichen Raten von 1000 DM, beginnend mit 
dem Jahr der Rückkehr, befriedigt. Für die Zeit seiner 
Abwesenheit stehen dem Gläubiger keine Zinsen zu.

§ 17
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­

kündung in Kraft

Berlin, den 24. April 1958

Der Minister der Finanzen
I. V.: K a m m l e r  

Stellvertreter des Minister«


